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Betr.: Kleine Anfrage Nr. 340 der Fraktion der SPD - Nr. 4413 der Druck- 
sachen - Bruch des Postgeheimnisses 


Die mir von dem Herrn Staatssekretär des 
Bundeskanzleramtes mit Schnellbrief vom 
11. Juni 1953 übersandte nehenbezeichnete 
Kleine Anfrage Nr. 340 wird wie folgt be- 
antwortet: 

„Der in der Anfrage angegebene Vorfall 
betrifft den seinerzeit beim Funkamt Frank- 
furt (Main) beschäftigten außerplanmäßigen 
Postinspektor Joachim Pohl. P. hat dem 
Volksbund für Frieden und Freiheit mehrere 
Telegramme und Funksprüche, die auf ein 
Bestehen illegaler Handelsbeziehungen zwi- 
schen westdeutschen Firmen und Geschäfts- 
partnern in den Ostblockstaaten sdiließen 
lassen, zur Auswertung übersandt. Von etwa 
zehn übersandten Telegrammen hat P. wäh- 
rend seiner dienstlichen Tätigkeit beim Funk- 
amt Kenntnis erhalten. Die übrigen Tele- 
gramme und Funksprüche hat er zu Hause 
mit seinem Rundfunkempfänger abgehört. 

P. hat sich durch seine Handlungsweise einer 
Verletzung des Fernmeldegeheimnisses schul- 
dig gemacht. Eine derartige Pflichtverletzung 
stellt ein schweres Dienstvergehen dar und 
wird — auch nach der ständigen Recht- 
sprefiung der Disziplinargerichte — grund- 
sätzlich mit der Entfernung des schuldigen 
Beamten aus dem Dienst bestraft. Nur ganz 
besondere, in der Person des P. liegende Um- 
stände haben im vorliegenden Fall ausnahms- 
weise ein Abweichen von diesem Grundsatz 
gerechtfertigt. P. hat als Begründung für 
seine Verfehlung angegeben, es sei ihm le- 
diglich um die Unterbindung des illegalen 


Ost- West Handels gegangen. Diese Einlas- 
sung ist mit Rücksicht auf seine bisher ge- 
zeigte loyale Gesinnung und saubere cha- 
rakterliche Haltung als glaubhaft anerkannt 
worden. Hinzu kommt, daß P. zu seiner 
pflichtwidrigen Handlungsweise maßgeblich 
aus Erbitterung über das Schicksal seines 
Vaters veranlaßt worden ist, der in einem 
Sowjetzonen -KZ ums Leben gekommen ist. 
Eigennützige Ziele hat er demnach bei seinem 
Vorgehen nicht verfolgt. Diese Umstände 
können das Verhalten des P. zwar nicht ent- 
schuldigen, sie lassen jedoch weitgehend eine 
mildere Beurteilung seines Dienstvergehens 
zu. Schließlich waren zugunsten des P. auch 
seine Jugend, seine bisher vorbildliche Füh- 
rung und seine hervorragenden dienstlichen 
Leistungen zu berücksichtigen. Unter Wür- 
digung dieser Milderungsgründe ist P. zu- 
nächst mit einer Geldbuße in Höhe von 30 DM 
bestraft worden. Eine im Einvernehmen mit 
dem Bundesdisziplinaranwalt erfolgte noch- 
malige Überprüfung hat zu dem Ergebnis 
geführt, daß die Bestrafung des P. mit einer 
Geldbuße in Höhe von 30 DM trotz der vor- 
liegenden Milderungsgründe nicht als aus- 
reichende Sühne seines Dienstvergehens ange- 
sehen werden kann. Die ursprüngliche 
Disziplinarverfügung ist daher aufgehoben 
und gegen P. die nach § 6 der Bundesdis- 
ziplinarordnung höchstzulässige Geldbuße in 
Höhe seiner einmonatigen Dienstbezüge ver- 
hängt worden. Die Entlassung des P. hat 
auch der Bundesdisziplinaranwalt nicht für 
gerechtfertigt gehalten. P. ist inzwischen aus 
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dem Fernmeldedienst herausgenommen und 
zu einem anderen Amt versetzt worden. 
Eine nochmalige Verletzung des Fernmelde- 
geheimnisses durdi P. ist also ausgeschlossen. 

Die Behauptung, von einer Abgabe des Falles 
P. an die Strafverfolgungsbehörden sei abge- 
sehen worden, trifft nidit zu. Es bestand 
schon wegen der Grundsätzlichkeit der An- 
gelegenheit von vornherein die Absicht, 
gegen P. Strafanzeige zu erstatten. Diese 
Maßnahme hat sich nur deshalb verzögert, 
weil zunächst zu prüfen war, ob und in 
welchem Umfang die zugrunde liegenden 
Telegramme ohne Verletzung des Fernmelde- 
geheimnisses an die Staatsanwaltschaft ab- 
gegeben werden konnten. Da der Oberstaats- 
anwalt bei dem Landgericht Frankfurt (Main) 
den Fall mittlerweile von sich aus aufge- 
griffen hat, hat sich eine Strafanzeige er- 
übrigt. Die Beweismittel sind der Staats- 
anwaltschaft inzwischen zugeleitet worden. 

Das Personal der Deutschen Bundespost ist 
wiederholt, zuletzt durch die Verfügungen 
des Bundesministeriums für das Post- und 
Fernmeldewesen vom 28. November 1951 
und 30. April 1952, eindringlich auf die Ver- 
pflichtung zur Wahrung des Post- und 
Fernmeldegeheimnisses und auf die schwer- 
wiegenden Folgen von Verstößen gegen diese 
für jeden Postbediensteten vornehmste Dienst- 
pflicht hingewiesen worden. 

Durch die letztgenannte Verfügung ist den 
Dienststellen der Deutschen Bundespost auf- 
gegeben worden, diese Belehrungen fortlau- 
fend zu wiederholen. Soweit in vereinzelten 


Fällen Verstöße gegen die Geheimhaltungs- 
pflicht festgestellt worden sind, sind die Be- 
schuldigten grundsätzlich aus dem Dienst 
entfernt und ihre Verfehlungen den Straf- 
verfolgungsbehörden angezeigt worden. Der 
Fall P. wird zum Anlaß genommen, jeden 
Beamten, Angestellten und Arbeiter im Be- 
reich der Deutschen Bundespost erneut an 
die strenge Verpflichtung zur Wahrung des 
Post- und Fernmeldegeheimnisses zu erinnern. 
Abschließend ist noch festzustellen, daß die 
in der Zeitungsnotiz der „Frankfurter Rund- 
schau” gegen den Volksbund für Frieden 
und Freiheit erhobenen Angriffe jeder tat- 
sächlichen Grundlage entbehren. Wie die bisher 
durchgeführten Ermittlungen einwandfrei er- 
geben haben, hat P. die fraglichen Telegram- 
me dem Volksbund nicht auf dessen Anre- 
gung, sondern aus völlig freien Stücken zur 
Verfügung gestellt Von dort ist der Vorgang, 
nachdem die Unrechtmäßigkeit der Hand- 
lungsweise des P. erkannt worden war, un- 
verzüglich zur weiteren Untersuchung dem 
Bundeskriminalamt mitgeteilt worden. Die 
„Frankfurter Rundschau” ist dem Wunsch 
des Volksbundes auf Berichtigung der Zei- 
tungsnotiz bisher nicht nachgekommen. Der 
Volksbund beabsichtigt deshalb, gegen die 
„Frankfurter Rundschau” im Klagewege vor- 
zugehen”. 


Sefauberth 



